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September 2016 

Liebe Mandantin, lieber Mandant, 

auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft einiges getan. Über die 

aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren 

Mandanteninformationen gerne auf dem Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte 

anzusprechen, wir beraten Sie gerne! 

Mit steuerlichen Grüßen 
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1. Transporter: 1-%-Regelung darf nicht angewendet werden 

Ein Transporter mit nur 2 Sitzen wird normalerweise nicht privat genutzt. Deshalb ist eine 

Versteuerung des geldwerten Vorteils nach der 1-%-Regelung nicht möglich. 

Hintergrund 

Der Kläger nutzte einen 2-sitzigen Transporter mit geschlossenem, fensterlosem Laderaum. Das 

Finanzamt hielt diesen für eine private Nutzung für geeignet und wendete deshalb die 1-%-Regelung 

an. 

Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass der Transporter für Privatfahrten mit der 

Familie nicht brauchbar ist, da er nicht über ausreichende Sitzplätze verfügt. Die 1-%-Regelung gilt 

hier nicht, wenn das Fahrzeug aufgrund seiner objektiven Beschaffenheit und Einrichtung 

typischerweise so gut wie ausschließlich nur zur Beförderung von Gütern bestimmt ist. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof bestätigte diese Auffassung. Bei dem Transporter war kein Vorteil aus einer 

privaten Nutzung des Fahrzeugs nach der 1-% -Regelung anzusetzen. Ist ein Fahrzeug für eine private 

Nutzung nicht geeignet, kommt auch eine Versteuerung eines privaten Vorteils in Betracht. Einen 

Nachweis durch ein Fahrtenbuch hält der Bundesfinanzhof nicht für erforderlich. Im vorliegenden Fall 

spricht das Vorhandensein von nur 2 Sitzen gegen eine Privatnutzung. 
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Der Bundesfinanzhof fordert nur, dass das Fahrzeug typischerweise einer privaten Nutzung nicht dient. 

Würde man auch ein 2-sitziges Fahrzeug grundsätzlich für private Besorgungen für geeignet halten, 

wäre jeder beliebig große Lkw und damit eigentlich jedes Fahrzeug auch privat einsetzbar. 

2. Geschenke: Aufwendungen müssen getrennt aufgezeichnet werden 

Aufwendungen für Geschenke an Kunden müssen getrennt aufgezeichnet und dafür 

gesonderte Konten innerhalb der kaufmännischen Buchführung eingerichtet werden. 

Aufzeichnungen auf getrennten Konten innerhalb eines in die Buchführung integrierten 

Controllingsystems reichen jedoch nicht aus. 

Hintergrund 

Die Klägerin, eine in der Baubranche tätige GmbH, hatte mehrere 1.000 Kalender mit Firmenlogo 

herstellen lassen. Diese versandte sie an Kunden, Architekten und sonstige Empfänger. Das 

Finanzamt erkannte die anteiligen Kosten für die Kalender nicht als Betriebsausgaben an. Zwar wurde 

die Grenze von damals 40 EUR nicht überschritten. Jedoch verbuchte die Klägerin die Aufwendungen 

innerhalb der kaufmännischen Buchführung nur auf Konten, auf denen sie auch andere 

Betriebsausgaben erfasst hatte. Das Finanzamt sah es als nicht ausreichend an, dass die 

Aufwendungen auf besonderen Konten innerhalb des in die Buchführung integrierten 

Controllingsystems ohne unangemessenen Aufwand ermittelt werden konnten. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht entschied zuungunsten der Klägerin und bestätigte die Auffassung des Finanzamts. 

Die Begründung der Richter: Die Kalender sind Werbegeschenke, deren Wert die Grenze von 40 EUR 

pro Kunde nicht überschreiten darf. Entscheidend ist aber, ob die vom Gesetz geforderte gesonderte 

Aufzeichnung vorliegt. Dies verneinten die Finanzrichter. Wird ein Controllingsystem eingesetzt, birgt 

dies die Gefahr von Manipulationen. Das gilt auch dann, wenn eine Überprüfung mit einem 

angemessenen Arbeits- und Zeitaufwand ermöglicht ist. 

3. Dienstjubiläum: Aufwendungen für die Feier können abziehbar sein 

Feiert der Arbeitnehmer sein Dienstjubiläum und lädt er dazu die Gäste nach abstrakten 

berufsbezogenen Kriterien ein, handelt es sich bei der Feier um ein berufliches Ereignis. Die 

Aufwendungen können deshalb als Werbungskosten geltend gemacht werden. 

Hintergrund 

Anlässlich seines 40-jährigen Dienstjubiläums lud der Finanzbeamte A an einem Arbeitstag für die Zeit 

von 11 Uhr bis 13 Uhr zu einer Feier ein, die in einem Raum des Finanzamts stattfand. Die Einladung 

erging per E-Mail an alle Mitarbeiter im Haus. A besorgte Wein, Sekt und Häppchen. Die Kosten von 

insgesamt 830 EUR machte A als Werbungskosten geltend. Sowohl das Finanzamt als auch das 

Finanzgericht lehnten einen Werbungskostenabzug jedoch ab. Denn ein Dienstjubiläum ist ein privates 

Ereignis, außerdem bestand für A auch keine Verpflichtung, eine Feier auszurichten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof zeigt sich hier großzügiger und entschied, dass die Aufwendungen für die Feier 

des Dienstjubiläums beruflich veranlasst und damit Werbungskosten sind. 

Ob die Aufwendungen beruflich oder privat veranlasst sind, hängt vor allem vom Anlass der Feier ab. 

Er ist aber nur ein Indiz, nicht das alleinentscheidende Kriterium. Deshalb kann trotz eines 

persönlichen Ereignisses eine berufliche Veranlassung vorliegen. Umgekehrt gilt: Auch wenn ein 

berufliches Ereignis vorliegt, sind die Kosten damit nicht automatisch beruflich veranlasst. 

Deshalb müssen für die Frage der beruflichen Veranlassung weitere Kriterien herangezogen werden. 

Diese sind: 

• Wer tritt als Gastgeber auf? 

• Wer bestimmt die Gästeliste? 

• Sind die Gäste nur Kollegen, Geschäftsfreunde und Mitarbeiter oder auch private Bekannte oder 

Angehörige? 

• Ort der Veranstaltung 
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• Bleiben die Kosten im Rahmen vergleichbarer Veranstaltungen? 

• Hat das Fest einen eher betrieblichen oder einen privaten Charakter? 

Werden zum Beispiel Arbeitskollegen wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten betrieblichen 

Einheit oder nach ihrer Funktion eingeladen, ist naheliegend, dass die Aufwendungen für diese Gäste 

(nahezu) ausschließlich beruflich veranlasst sind. Stehen dagegen nur einzeln ausgesuchte 

Arbeitskollegen auf der Gästeliste, lässt dies auf private Beziehungen und somit auf eine nicht nur 

unerhebliche private Mitveranlassung schließen. 

Im Ergebnis waren deshalb die dem A entstandenen Aufwendungen (nahezu) ausschließlich beruflich 

veranlasst. Das Dienstjubiläum ist zum einen ein berufsbezogenes Ereignis. Zum anderen waren nicht 

nur befreundete Kollegen, sondern alle Amtsangehörigen eingeladen. Auch die Höhe der Kosten (nicht 

mal 17 EUR pro Gast), der Veranstaltungsort und die Veranstaltungszeit sprechen für einen 

beruflichen Charakter der Feier. Darüber hinaus lag für die Feier sogar eine Genehmigung durch die 

Amtsleitung vor. 

4. Nicht mehr vermietbare Wohnung: Wann fällt die Einkunftserzielungsabsicht weg? 

Steht eine Wohnung mehr als 5 Jahre leer und ist sie wegen ausstehender Sanierungen, deren 

Realisierung ungewiss ist, nicht vermietbar, kann die Einkunftserzielungsabsicht entfallen. 

Hintergrund 

Der Kläger ist Eigentümer einer Eigentumswohnung. Diese war zunächst vermietet, steht aber seit 

1999 wegen eines Sanierungsstaus in der Wohnanlage leer. Für die Jahre 2006 bis 2010 machte der 

Kläger Verluste aus Vermietung und Verpachtung von insgesamt 36.737 EUR steuerlich geltend. 

Diese erkannte das Finanzamt jedoch nicht an. Denn seiner Ansicht nach führt ein lang andauernder 

Leerstand dazu, dass eine Einkunftserzielungsabsicht entfällt. Da auch nicht absehbar ist, ob und ggf. 

wann die Wohnung wieder vermietet werden kann, ist keine Einkunftserzielungsabsicht mehr gegeben. 

Entscheidung 

Auch das Finanzgericht erkannte die Verluste des Klägers nicht an. Zwar können Aufwendungen für 

eine Wohnung, die nach einer vorherigen und auf Dauer angelegten Vermietung leer steht, während 

des Leerstands als Werbungskosten berücksichtigt werden. Erforderlich ist aber, dass der 

Steuerpflichtige den ursprünglichen Entschluss zur Einkünfteerzielung nicht endgültig aufgegeben hat. 

Im vorliegenden Fall befanden sich jedoch die gesamte Wohnanlage und auch die Wohnung des 

Klägers wegen des Sanierungsstaus in einem Zustand, der keine Vermietung erlaubte. 

Auch wenn die Eigentümerversammlung bereits im Jahr 1999 die Sanierung der Wohnungsanlage 

beschlossen hatte und die Sanierungs- und Renovierungsarbeiten im Jahr 2005 zu 50 % 

abgeschlossen waren, ist nicht absehbar, in welchem Zeitraum mit einem Abschluss dieser Arbeiten 

und damit mit einer erneuten Vermietbarkeit der Wohnung des Klägers gerechnet werden kann. Auch 

wenn dies an der fehlenden Mitwirkung der anderen Mitglieder der Wohnungseigentümergemeinschaft 

liegt, war die Einkunftserzielungsabsicht des Klägers spätestens im Jahr 2005 entfallen. 

 

5. Häusliches Arbeitszimmer abziehbar trotz Schreibtisch in der Praxis? 

Wer in seiner Praxis über einen Schreibtischarbeitsplatz verfügt, kann trotzdem die Kosten für 

ein häusliches Arbeitszimmer abziehen. Das gilt vor allem dann, wenn die Praxisräume für die 

Erledigung von Büroarbeiten nicht oder nur eingeschränkt geeignet sind. 

Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Logopäde. In seinen Praxisräumen hatte er zwar einen 

Schreibtischarbeitsplatz eingerichtet. Zur Erledigung von Büroarbeiten nutzte er aber ein häusliches 

Arbeitszimmer. Denn in der Praxis konnte er Büroarbeiten u. a. wegen der Versorgung der Patienten 

nur bedingt erledigen. 

Das Finanzamt erkannte die Kosten des Arbeitszimmers nicht als Betriebsausgaben an, weil seiner 

Auffassung nach für die Bürotätigkeit ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand. 
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Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dagegen dem Kläger Recht. Anders als bei einem Arbeitnehmer indiziert der 

Schreibtischarbeitsplatz eines Selbstständigen im Büro bzw. in der Praxis, dass ihm dieser Arbeitsplatz 

für alle Aufgabenbereiche seiner Erwerbstätigkeit zur Verfügung steht. Erforderlich ist jedoch, dass ihn 

der Steuerpflichtige in dem konkret erforderlichen Umfang und in der konkret erforderlichen Art und 

Weise nutzen kann. Denn nur dann ist der Steuerpflichtige nicht auf das häusliche Arbeitszimmer 

angewiesen. Kann er aber seinen Arbeitsplatz im Büro bzw. der Praxis nur eingeschränkt nutzen und 

muss er im häuslichen Arbeitszimmer einen nicht unerheblichen Teil seiner beruflichen Tätigkeit 

verrichten, gilt das Abzugsverbot für das Arbeitszimmer nicht. 

Im vorliegenden Fall steht dem Kläger für die Ausübung seiner erforderlichen Büro- und 

Verwaltungsarbeiten kein anderer Arbeitsplatz im konkret erforderlichen Umfang und in der konkret 

erforderlichen Art und Weise zur Verfügung. Denn die Betriebsräume sind nur eingeschränkt für diese 

Tätigkeiten nutzbar, da sie vorwiegend als Therapieräume für Patienten ausgestattet sind. 

Büroarbeiten mit Patientendaten sowie Lohnabrechnungen sind aber vertraulich vorzunehmen und 

können deswegen nicht in der Praxis erfolgen. Der Kläger kann die Kosten des Arbeitszimmers 

deswegen bis zum Höchstbetrag von 1.250 EUR abziehen. 

6. Vorsteuerabzug: Welche Anschrift darf in der Rechnung verwendet werden? 

Ist es für den Vorsteuerabzug ausreichend, dass der leistende Unternehmer in der Rechnung 

eine Anschrift angibt, unter der er postalisch erreichbar ist, oder ist eine Anschrift erforderlich, 

unter der er seine wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet? Diese Frage legt der Bundesfinanzhof dem 

Europäischen Gerichtshof vor. 

Hintergrund 

K betreibt einen Kfz-Handel. In den Jahren 2009 bis 2011 kaufte er Fahrzeuge von Z. Dieser hatte 

Räumlichkeiten angemietet, in denen er kein Autohaus betrieb, sondern nur ein Büro unterhielt, von 

dem aus er seine Fahrzeuge im Onlinehandel vertrieb. In dem Büro kam nur die Post an, wurde dort 

sortiert und bearbeitet. Auch wurden die Akten dort geführt. Am Gebäude befand sich lediglich ein 

Firmenschild. Die Fahrzeuge übergab Z an K zum Teil an öffentlichen Plätzen. 

Das Finanzamt wertete die Geschäftsadresse des Z nur als Briefkastenadresse und damit als 

Scheinadresse und verweigerte deshalb K den Vorsteuerabzug aus den Eingangsrechnungen des Z. 

Das Finanzgericht gab dagegen der Klage statt. Seiner Auffassung nach erfordert die gesetzliche 

Regelung nicht, dass an der angegebenen Anschrift geschäftliche Aktivitäten stattfinden. Die 

anderslautende bisherige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist angesichts der technischen 

Entwicklung überholt. 

Das Finanzamt legte hiergegen Revision ein. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof setzt das Revisionsverfahren aus und legt die Problematik dem Europäischen 

Gerichtshof vor. 

Für den Leistungsempfänger besteht kein Recht auf Vorsteuerabzug, wenn die für den 

Vorsteuerabzug erforderlichen Rechnungsangaben fehlen oder sie unzutreffend sind. Der 

Bundesfinanzhof hatte erst im letzten Jahr dazu entschieden, dass das gesetzlich geforderte Merkmal 

"vollständige Anschrift" nur dann erfüllt ist, wenn der leistende Unternehmer dort seine wirtschaftlichen 

Aktivitäten entfaltet. Unter der von Z angegebenen Adresse fanden jedoch keine ernsthaften 

wirtschaftlichen Aktivitäten statt, sodass K der Vorsteuerabzug nicht zusteht. 

Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zweifel daran, ob diese Auslegung des nationalen Rechts mit der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs übereinstimmt. Denn dieser hatte in einem Fall das 

Vorliegen der formellen Rechnungsvoraussetzungen bejaht, obwohl an der im Handelsregister und 

auch in der Rechnung als Gesellschaftssitz bezeichneten Anschrift eine wirtschaftliche Tätigkeit gar 

nicht möglich war. Nach diesem Urteil könnte man davon ausgehen, dass für den Vorsteuerabzug 

nicht alle formellen Rechnungsvoraussetzungen vorliegen müssen, jedenfalls keine Anschrift 

vorausgesetzt wird, unter der wirtschaftliche Tätigkeiten entfaltet werden. 


